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DIE AÖW IN 2014 

Der Jahresanfang war geprägt von der 

Diskussion über die Novellierung des 

Erneuerbaren Energien Gesetzes 

(EEG). Die AöW hat frühzeitig auf die 

Folgen für die Abwassergebühren hinge-

wiesen, wenn die Pläne des Bundeswirt-

schaftsministers zur EEG-Umlage auf 

den Eigenstromverbrauch, so wie 

ursprünglich beabsichtigt, umgesetzt 

worden wären. Mit intensiver Infor-

mationsarbeit bei den Bundestags-

parteien ist es gemeinsam mit anderen 

Verbänden gelungen, einen Bestands-

schutz für die Regelungen für die 

Kläranlagen zu erreichen. Damit konnten 

die Anstrengungen der Branche zur 

Energieeffizienz und zur Nutzung der 

Energiepotenziale zum überwiegenden 

Teil gerettet werden. Gleichwohl stellen 

die neuen gesetzlichen Regelungen für 

unsere Mitglieder eine große Heraus-

forderung dar, auch künftig diese 

Potenziale auch unter wirtschaftlichen 

Gesichtspunkten bestmöglich zu nutzen. 

Auch Pläne zum Zwang der Mitnutzung 

von Trinkwasser- und Abwasser-

netzen für Hochgeschwindigkeits-

netze der IT-Kommunikation haben 

uns beschäftigt. Auf europäischer Ebene 

konnte eine solche Verpflichtung bereits 

2013 abgewendet werden. Die 

Diskussion kam in Deutschland in 2014 

bei der Umsetzung der EU-Regelungen 

wieder auf. Wir widersetzen uns dem, 

weil damit hygienische und andere 

Risiken für die öffentlichen Aufgaben 

verbunden sind und die öffentlichen 

Eigentümer gegenüber privaten IT-

Anbietern in eine äußerst ungünstige 

Verhandlungsposition gebracht würden. 

Das sind nur die Höhepunkte. Unsere 

Stellungnahmen und Positionspapiere zu 

vielen weiteren Themen in 2014 sind auf 

unserer Internetseite zu finden: 
http://www.aoew.de/pages/standpunkte.php. 

Der Erfolg der Europäischen Bürger-

initiative „right2water“, hat auch im 

Jahr 2014 die europäische Wasserpolitik 

beeinflusst. Die Wasserversorgung 

wurde wie angekündigt aus der EU-

Konzessionsrichtlinie ausgenommen und 

die EU-Kommission hat in ihrer Antwort 

auf diese Bürgerinitiative erklärt, dass 

„Wasser als öffentliches Gut für alle 

Bürger der Union von grundlegen-

dem Wert ist“. Auch wenn die Antwort 

nicht ambitioniert ist, wie die Initiatoren 

und wir kritisiert haben, wird darin 

jedoch die örtliche kommunale 

Verankerung der Wasserversorgung 

herausgestellt. In diesem Sinne wurden 

auch die Anliegen von „right2water“ im 

einflussreichen Wirtschafts- und Sozial-

ausschuss des EU-Parlaments behandelt. 

Die Rolle der öffentlichen Hand ist damit 

eindeutig gestärkt worden. Das ist für 

die AöW ein wichtiger Anknüpfungs-

punkt. 

 

Daneben sind in 2014 in Europa und 

international einige Privatisierungen von 

Wasser verhindert worden, wie in 

Griechenland, und immer mehr Privati-

sierungen rückgängig gemacht worden. 

Studien belegen, dass dies in den letzten 

fünfzehn Jahren über 180 Kommunen 

vollzogen haben. 

 

Doch diese Erfolge drohen durch die 

Hintertür mit den Freihandelsabkommen 

mit Kanada (CETA), den USA (TTIP) und 

weltweit TISA zunichte gemacht zu 

werden, über die die EU-Kommission 

verhandelt. Die Wasserversorgung und 

Abwasserentsorgung sind nach unserer 

Auffassung in den Abkommen nicht 

ausreichend vor Privatisierung ge-

schützt. Deshalb haben wir uns 

frühzeitig zu Wort gemeldet. 

 

 

Christa Hecht 

Geschäftsführerin AöW 

Januar 2015 

 

 

http://www.aoew.de/pages/standpunkte.php
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THEMATISCHE SCHWERPUNKTE 

EEG-NOVELLE 

Die AöW hat sich intensiv in die 

Diskussion zur EEG-Novelle eingeschal-

tet. Die kommunalen Spitzenverbände, 

die kommunalpolitischen Vereinigungen 

der Parteien und die Parteien wurden 

von uns angeschrieben. Zudem wurden 

alle mit der EEG-Reform befassten 

Bundestagsabgeordneten, Bundes- und 

Länderminister persönlich angeschrieben 

und um Gespräche gebeten. Dabei 

wurden insbesondere die Auswirkungen 

der geplanten Eigenstrombelastung mit 

der EEG-Umlage auf die Gebührenzahler 

sowie die Folgen der Biogasförderung 

und Biomasseproduktion für die Wasser-

wirtschaft problematisiert. In den 

Gesprächen und Rückantworten konnten 

wir feststellen, dass es gelungen ist, die 

Potenziale in der Wasserwirtschaft zur 

Erreichung der Energiewende und zur 

Bewältigung des Klimawandels bei der 

Politik deutlich zu machen. Wir erhalten 

von vielen Seiten Zustimmung für diesen 

Ansatz.  

 

Foto: Klärwerk Grevesmühlen 

Die Belastung von Kläranlagen mit der 

EEG-Umlage für die Eigenstromnutzung 

konnte zwar nicht vollständig abgewen-

det werden, aber ein weitgehender 

Bestandsschutz konnte erreicht und die 

sich abzeichnende Schlechterstellung 

gegenüber anderen Eigennutzern konnte 

durch unser Wirken und das weiterer 

Verbände verhindert werden. Das war 

am Beginn des Gesetzesverfahrens nicht 

absehbar, denn es sah vielmehr so aus, 

als dass diese Folgen herunter gespielt 

werden sollten. Gelungen ist es, das zu 

thematisieren. Interessenverbände, die 

auch andere Wirtschaftsbereiche neben 

Wasser vertreten, konnten damit auch 

die Kläranlagen und die Gebührenzahler 

von Abwasser einfach nicht übergehen. 

In den von uns in 2014 auch nach der 

Beschlussfassung zum EEG geführten 

Gesprächen wird deutlich, dass die 

Wasserwirtschaft noch stärker ihre 

jahrelangen Anstrengungen und Erfolge 

zur Erhöhung der Energieeffizienz und 

damit ihren beachtlichen Beitrag zur 

Preis- und Gebührenstabilität bei gleich-

zeitig aber steigenden Energiekosten 

herausstellen muss. Dazu werden wir 

anschauliche Informationen mit Beispie-

len von unseren Mitgliedern erarbeiten. 

Denn die Überprüfung des Bestands-

schutzes ist ja im Gesetz bereits für 

2016 vorgesehen. Bis dahin müssen wir 

unsere Argumente noch breiter bekannt 

machen. 

Die AöW ist bei der EEG-Clearingstelle 

akkreditiert. Weitere Informationen hier: 
http://www.aoew.de/pages/themen/energie-
und-wasserwirtschaft/erneuerbare-
energien.php 

EU-RICHTLINIEN ZUM VERGABE-

RECHT (SEKTOREN-RL, KLASSISCHE 
VERGABE-RL, KONZESSIONS-RL) 

Die neuen Richtlinien wurden am 

15.01.2014 vom EU-Parlament bestätigt 

und traten am 26.02.2014 in Kraft. Noch 

einmal herauszustellen ist, dass mit den 

neuen Richtlinien der EU-Kommission 

vom Parlament und letztendlich auch 

einigen Mitgliedstaaten deutliche Gren-

zen vor deren Liberalisierungsbestre-

bungen gesetzt wurden. Das bedeutet: 

In die Wasserwirtschaft und in die 

kommunale Handlungsfreiheit kann sie 

nicht mehr wie ursprünglich geplant 

eingreifen. Auch der Privatisierungsdruck 

kann von ihr nicht so leicht weiter 

betrieben werden wie in den letzten 

Jahren.  

 

http://www.aoew.de/pages/themen/energie-und-wasserwirtschaft/erneuerbare-energien.php
http://www.aoew.de/pages/themen/energie-und-wasserwirtschaft/erneuerbare-energien.php
http://www.aoew.de/pages/themen/energie-und-wasserwirtschaft/erneuerbare-energien.php
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Im Artikel 4 der Richtlinie über Kon-

zessionen heißt es nämlich: 

„1) Diese Richtlinie berührt nicht das 

Recht der Mitgliedstaaten, im Einklang 

mit dem Unionsrecht festzulegen, was 

sie als Dienstleistung von allgemeinem 

wirtschaftlichen Interesse erachten, wie 

diese Dienstleistungen unter Beachtung 

der Vorschriften über staatliche Beihilfen 

organisiert und finanziert werden und 

welchen spezifischen Verpflichtungen sie 

unterliegen sollten. Ebenso wenig 

berührt diese Richtlinie die Art und 

Weise, in der die Mitgliedstaaten ihre 

Systeme der sozialen Sicherheit 

gestalten.  

2) Nichtwirtschaftliche Dienstleistungen 

von allgemeinem Interesse fallen nicht 

in den Anwendungsbereich dieser 

Richtlinie.“ 

 

Weiterhin möchten wir den Erwägungs-

grund 40 herausstellen, in dem es heißt: 

„Konzessionen in der Wasserwirtschaft 

unterliegen häufig spezifischen und 

komplexen Regelungen, die besonderer 

Aufmerksamkeit bedürfen, da Wasser 

als öffentliches Gut für alle Bürger 

der Union von grundlegendem Wert 

ist […]“  

 

Das hat zur Ausnahme der Wasser-

wirtschaft aus der Richtlinie geführt.  

 

 
 

Und zu Privatisierung gibt es Folgendes: 

„Diese Richtlinie berührt nicht die 

Eigentumsordnungen der Mitglied-

staaten. Sie enthält insbesondere 

keinerlei Forderung nach Privatisierung 

öffentlicher Unternehmen, die öffentliche 

Dienstleistungen erbringen.“ 

 

Diese Inhalte der Richtlinien sind ein 

großer Erfolg, zu dem auch die AöW 

ihren Beitrag geleistet hat. Allerdings 

bedeutet die Revisionsklausel in Art. 53 

der Konzessions-RL, wonach 60 Monate 

nach Inkrafttreten der RL die wirt-

schaftlichen Auswirkungen der Bereichs-

ausnahme überprüft werden soll, dass 

die Liberalisierungsabsichten nicht 

aufgegeben sind, sondern zunächst 

nur aufgeschoben wurden!  

 

 
 
Foto: Rudolf Ortner_pixelio.de 

 

Die EU-Kommission hat bereits Mitte 

2014 durch eine Unternehmensberatung 

eine Bestandsaufnahme zur Bereichs-

ausnahme durchführen lassen. Die AöW-

Geschäftsstelle wurde dafür auch 

befragt. Diese Untersuchungen sollen im 

jährlichen Rhythmus fortgesetzt werden. 

Die jeweiligen Antworten und Auswer-

tungen sind jedoch nicht öffentlich 

zugänglich. Wir beurteilen die Fragen 

kritisch und haben über die Verbände, in 

denen wir auf europäischer Ebene 

vertreten sind, die Geheimniskrämerei 

bemängelt. Möglicherweise braut sich da 

ein neues Problem zusammen. Wir 

dürfen deshalb nicht nachlassen, 

gegen Privatisierung zu kämpfen 

und für gesicherte Rahmenbedin-

gungen für Wasser als Gemeingut 

einzutreten! 

 

Nun kommt es darauf an, auch wachsam 

zu sein, wie die Richtlinien in deutsches 

Vergaberecht umgesetzt werden. 
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FREIHANDELSABKOMMEN DER EU 
MIT USA (TTIP) UND KANADA (CETA) 

Die Verhandlungen über die Freihandel-

sabkommen stehen mittlerweile ganz 

vorne bei den EU-Politikthemen und 

nehmen in Deutschland in der Öffentlich-

keit immer mehr Raum ein. Die AöW 

wird dazu oft gefragt und gehört. Wir 

können damit unser Profil und die 

Vernetzung weiter stärken.  

Durch unsere frühzeitige schlüssige 

Argumentation zu den Auswirkungen auf 

die Daseinsvorsorge und die Wasser-

wirtschaft im vergangenen Jahr, konnte 

auch die Erarbeitung einer gemeinsamen 

Position der insgesamt betroffenen 

öffentlichen Dienstleistungsbereiche im 

bvöd (Bundesverband Öffentliche 

Dienstleistungen – Deutsche Sektion des 

CEEP e.V.) unterstützt und gefördert 

werden. 

Für die von der EU-Kommission in 

Aussicht gestellte Ausnahme für öffent-

liche Dienstleistungen und die Wasser-

wirtschaft im TTIP gibt es jedoch bisher 

keinerlei belastbare Belege. Die EU-

Unterlagen zu den Vorbereitungen der 

jeweiligen Verhandlungsrunden in 2014 

lassen das Gegenteil annehmen. 

Genauso ist es bei den nur ungenügend 

vorhandenen Informationen zum CETA 

(Abkommen mit Kanada) und TISA 

(geplantes Abkommen für mehr als 50 

Staaten weltweit zu Dienstleistungen). 

Der englische Text von CETA ist 

bekannt, bisher gibt es jedoch noch 

keine offizielle Übersetzung.  

An der Konsultation der EU-Kommission 

zu den bisher bestehenden Schiedsge-

richtsvereinbarungen hat sich die AöW 

beteiligt und im Vorfeld den AöW-

Mitgliedern eine Muster-Antwort zur 

Verfügung gestellt. Die Rückmeldungen 

dazu von den Mitgliedern waren durch-

gehend positiv. In unseren Rundbriefen 

informieren wir regelmäßig über die für 

uns relevanten Entwicklungen über 

dieses Thema und können damit 

mehrere Hundert Leser erreichen. 

Wir gehen davon aus, dass uns die Ver-

handlungen zu den Freihandelsabkom-

men noch mehrere Jahre beschäftigen 

werden.  

MENSCHENRECHT AUF SAUBERES 
WASSER UND SANITÄRVERSOR-
GUNG/ EUROPÄISCHES BÜRGERBE-

GEHREN „RIGHT2WATER“ 

Die Verwirklichung des „Menschenrechts 

auf sauberes Wasser und Sanitärver-

sorgung“ bewegte auch in 2014 viele 

Menschen in Europa. Auch in diesem 

Jahr wurde über dieses erste 

erfolgreiche europäische Bürgerbegeh-

ren diskutiert.  

 

Abb.: Initiative "right2water" 

Die Antwort der EU-Kommission auf die 

Europäische Bürgerinitiative haben wir 

zwiespältig aufgenommen. Einerseits 

erkannte sie den Erfolg an und stellte die 

Bedeutung von Wasser heraus. Mit dem 

Verweis auf die Verantwortung der 

lokalen Behörden erklärte sie sich jedoch 

für konkrete Maßnahmen als nicht 

zuständig. Andererseits kündigte sie eine 

Konsultation zur Trinkwasserqualität und 

einen Eingriff in kleinmaßstäbliche 

Wasserversorgungssysteme an, da dort 

die Qualität der Dienstleistung nicht ge-

sichert sei. Außerdem hat sie ange-

kündigt, die bereits genutzten Wasserin-

formationssysteme zu einem EU-System 

zur Sammlung und Auswertung von 
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Kennzahlen und EU-Benchmarking aus-

zubauen. 

Die Antwort der EU-Kommission auf die 

Europäische Bürgerinitiative wurde auch 

vom Bundesrat kritisiert und der 

Wirtschafts- und Sozialausschuss der EU 

hat sich damit kritisch auseinander-

gesetzt. 

Die Geschäftsstelle der AöW hat eine 

Presseinformation mit einer Analyse der 

Antwort der EU-Kommission als Hinter-

grundinformation herausgegeben. He-

rausgestellt haben wir dabei, dass die 

EU-Kommission mit ihrem Verweis auf 

die Zuständigkeit der lokalen Behörden 

und Versorger wegen deren Nähe zu den 

Nutzern indirekt ihre eigene Politik der 

Förderung von Privatisierung und Wett-

bewerb widerlegt hat. Denn die Haupt-

quartiere von internationalen Wasser-

konzernen sind weit weg von den 

Bürgern. Weiterhin haben wir kritisiert, 

dass sie gerade mit dem Angriff auf 

kleinmaßstäbliche Wasserversorger ihre 

Kompetenz überschreitet und es für 

Qualitätsprobleme keine Belege gibt. Zur 

Trinkwasserqualität hat die EU-Kommis-

sion in 2014 eine Konsultation durchge-

führt, an der sich die AöW auch beteiligt 

hat.  

 

UMSATZSTEUER  

An der EU-Konsultation zur Überprüfung 

bestehender MwSt.-Rechtsvorschriften 

hat sich die AöW beteiligt. Die Ge-

schäftsstelle hat einen Vorschlag für die 

Antworten erarbeitet, der von einigen 

Mitgliedern genutzt und ergänzt wurde. 

Die FinanzstaatssekretärInnen vom 

Bund und allen Ländern haben Ende Juni 

einen Vorschlag zur Neuregelung in § 2b 

UStG-E vorgelegt. Diese Regelung 

betrifft die Umsatzsteuer auf Leistungen 

von jPöR (juristische Personen des 

öffentlichen Rechts) und insbesondere 

auch die Beistandsleistungen im Rahmen 

der Interkommunalen Zusammenarbeit. 

Mit der Neuregelung sollen die letzten 

Entscheidungen von EuGH und BFH 

umgesetzt werden. Die AöW hat die 

Mitglieder und das Präsidium darüber 

informiert sowie an der Verbändean-

hörung dazu teilgenommen.  

PRIVATISIERUNG/REKOMMUNALISIE
RUNG 

Derzeit ist Privatisierung in Deutschland 

ein untergeordnetes Thema, wahrschein-

lich im Wasserbereich auch bei erneuten 

Versuchen zu verhindern. Im Straßen-

bau – besonders von Fernstraßen – sieht 

es dagegen anders aus. Dort werden 

verstärkt Verträge für Public-Private-

Partnership abgeschlossen.  

Seit Beginn des Jahres 2014 sind die 

Berliner Wasserbetriebe wieder zu 

100% in öffentlicher Hand, nachdem das 

Land Berlin zunächst 2012 von RWE die 

Anteile an der Berlinwasser Holding 

zurückgekauft hatte, hat es das in 2013 

auch mit den Anteilen von Veolia getan. 

Zahlen werden dafür in den nächsten 30 

Jahren die Berliner Wasserkunden, denn 

der Rückkauf wurde über Kredite 

finanziert, die das Land aufgenommen 

hat. Trotzdem ist die vom Bundes-

kartellamt durchgesetzte Preisverfügung 

zur Senkung der Wasserpreise in Höhe 

von 15% für die Anstalt öffentlichen 

Rechts verkraftbar. Damit ist aus der 

Ende der neunziger Jahre als Vorzeige-

projekt durchgeführten Teilprivatisierung 

ein spektakuläres Beispiel für Rekom-

munalisierung geworden und ein Beispiel 

für den Erfolg von Bürgerbewegungen. 

Wir wollen hier nicht verschweigen, dass 

das Ende der Teilprivatisierung ein 

großer Erfolg der Berliner Wassertische 

ist.  

Foto: Derateru_Pixelio.de 
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Im Gegensatz zu Berlin lässt die 

Umsetzung der Rekommunalisierung in 

Stuttgart noch auf sich warten, weil 

ENBW (der private, aber mittlerweile 

wieder mehrheitlich öffentliche Betreiber 

der Wasserversorgung) mit der Stadt 

über die Bewertung der Netze und des 

Versorgungsbetriebs in einer rechtlichen 

Auseinandersetzung steht. So wird der 

Beschluss der Stadtverordneten aus 
2010 verschleppt. 

Die Gesellschafter der Harzwasserwerke 

GmbH haben die Verträge gekündigt, 

was bei den Beschäftigten und in der 

regionalen Öffentlichkeit bereits zu 

Aufruhr geführt hat, weil befürchtet 

wird, dass das zu einer vollständigen 

Privatisierung führen könnte. Die AöW 

ist dazu aus dem Kreis der Bevölkerung, 

als Interessenvertretung für Wasser in 

öffentlicher Hand, angesprochen worden. 

Wir haben die Landesregierung von 

Niedersachsen angeschrieben mit der 

Aufforderung zur Unterstützung aller 

Kräfte, die die öffentlichen Strukturen 
erhalten wollen.  

Die Stadt Rostock hat die erste vertrag-

lich mögliche Chance genutzt, die Ver-

träge für die Wasserversorgung und Ab-

wasserentsorgung mit Eurawasser 

(heute Remondis, ursprünglich Suez) 

zum Ende der Vertragslaufzeit zu kündi-

gen. Damit wird auch dort die Privatisie-

rung rückgängig gemacht. Darüber 

wurde auch auf einer Veranstaltung im 

April 2014 in Kühlungsborn diskutiert. 

Der zuständige Dezernent der Stadt 

Rostock informierte über die Gründe 
dafür. 

In Griechenland wurde im Mai sehr er-

folgreich ein Referendum gegen den 

vollständigen Verkauf der Wasserversor-

gung in Thessaloniki durchgeführt. Aller-

dings ist unklar, ob damit der Verkauf 
tatsächlich verhindert werden kann. 

Neuere Studien des PSIRU belegen, dass 

in den letzten 15 Jahren weltweit in 180 

Fällen rekommunalisiert wurde. Auch in 

Frankreich gibt es immer mehr Re-

kommunalisierungen. Siehe auch: 
http://www.psiru.org/publications?sector=99
&country=All&subject=All&author=10793 

EUROPAWAHLEN 

Die neugewählten deutschen 

Abgeordneten in den Ausschüssen 

Umwelt, öffentliche Gesundheit und 

Lebensmittelsicherheit, Binnenmarkt und 

Verbraucherschutz und der Ausschuss-

Vorsitzende für Internationalen Handel 

wurden von der AöW angeschrieben und 

ihnen in drei Punkten  

- Subsidiarität und kommunale 

Selbstverwaltung,  

- TTIP versus Umweltschutz und 

Vorsorgeprinzip,  

- Abkehr von der Liberalisierungs- und 

Privatisierungspolitik,  

Fragen für die Kandidatenbefragung für 

die Europäische Kommission an die Hand 

gegeben. 

FRACKING  

Das Bundeswirtschaftsministerium und 

das Bundesumweltministerium haben für 

einen erneuten Anlauf zur gesetzlichen 

Regelung von Frackingvorhaben mittler-

weile neue Eckpunkte und am 18.12 

einen Gesetzentwurf vorgelegt. In der 

Öffentlichkeit wird erklärt, rechtssicher 

Fracking von unkonventionellem Gas 

verhindern zu wollen.  

 

Foto: m.schuckart - Fotolia 

Als großen Erfolg können wir bereits 

jetzt verbuchen, dass der Schutz der 

Gesundheit und des Trinkwassers darin 

absolute Priorität haben sollen. Einen 

solchen Vorrang haben wir bei den CCS-

Gesetzen erstmalig engagiert gefordert. 

Damals wurden wir noch etwas belächelt 

und es wurde die Abwägung von Allge-

meininteresse (was auch Rahmenbe-

http://www.psiru.org/publications?sector=99&country=All&subject=All&author=10793
http://www.psiru.org/publications?sector=99&country=All&subject=All&author=10793
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dingungen für Energie, Klimafragen oder 

wirtschaftliche Interessen beinhalten 

kann) vorangestellt. Dass nun Gesund-

heit und Trinkwasserversorgung in den 

Vordergrund gerückt sind, können wir 

als großen politischen Erfolg ansehen! 

BREITBANDAUSBAU 
MITNUTZUNGSANSPRUCH 
Für Trinkwasserleitungen konnte in der 

EU-Richtlinie über den Ausbau von 

Hochgeschwindigkeitsnetzen für die 

elektronische Kommunikation (Kostenre-

duzierungs-RL) der Zwang zur Mitbe-

nutzung der Trinkwassernetze verhindert 

werden. 

 

Foto: Klaus Baumers 

Die AöW hatte sich auch gegen einen 

Mitbenutzungsanspruch von Abwasser-

netzen ausgesprochen. Die Richtlinie, die 

ursprünglich als eine unmittelbar ver-

bindliche Verordnung konzipiert war, 

erlaubt den Mitgliedstaaten nun aus-

drücklich Gestaltungsspielräume bei der 

Umsetzung. So ist u.a. in Art. 4 der 

Richtlinie festgelegt, dass die Mitglied-

staaten für bestimmte Infrastrukturen, 

die als technisch ungeeignet für den 

Ausbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen 

für die elektronische Kommunikation be-

funden werden, begründete Ausnahmen 

vorsehen können. 

Anfang Juli wurde im Bundestag ein 

Antrag von den Regierungsfraktionen 

eingebracht, in dem die Umsetzung der 

Kostenreduzierungs-RL und ein An-

spruch auf Mitnutzung von Abwasser-

netzen gefordert wurden.  

Die AöW hat dazu entsprechend der 

bisherigen AöW-Position zur Kostenredu-

zierungs-RL die Mitglieder des Ver-

kehrsausschusses im Bundestag ange-

schrieben. Das Verfahren ist noch nicht 

abgeschlossen. 

20. HAUPTGUTACHTEN DER MONO-
POLKOMMISSION  

Obwohl die Bundesregierung auch in 

ihrer Antwort zum XIX. Hauptgutachten 

der Monopolkommission wiederholt 

erklärt hatte, dass sie an ihrer kritischen 

Position zu den Vorschlägen der Mono-

polkommission für eine sektorspezifische 

Regulierung der Trinkwasserversorgung 

festhält, wurde dies im XX. Hauptgut-

achten wieder als Forderung der Mono-

polkommission präsentiert. Auch durch 

eine mehrmalige Wiederholung wird 

diese Forderung jedoch nicht richtiger. 

Begründet wurde die Forderung mit den 

angeblich üblichen Effizienzmängeln bei 

natürlichen Monopolen und gipfelt in 

dem Satz auf S. 45 unter Rz. 195: 

„Wissenschaftliche Studien zeigen sehr 

deutlich, dass sofern keine besonderen 

Bedingungen vorliegen – die Leistung 

öffentlicher Unternehmen im Allge-

meinen hinter der privater Unternehmen 

zurücksteht.“ Belege für diese allge-

meine Behauptung gibt es jedoch auch 

in dem 20. Gutachten nicht. Bei den 

Quellenangaben im hinteren Teil des 

Gutachtens werden Studien für die Welt-

bank, die diese Behauptung widerlegen, 

mit der zu geringen Zahl schlicht vom 

Tisch gewischt. Die Zahl von Studien 

belegt jedoch nicht deren Bedeutung, 

das kann allenfalls der Inhalt. Die ver-

wandten Quellen sind zudem veraltet, da 

es gerade diese allgemeine Behauptung 

widerlegende jüngere Studien gibt. 

Außerdem wird darüber hinweg 

gegangen, dass die Politik der Weltbank 

bekannt ist für ihre Privatisierungs-

orientierung. Es muss angenommen 

werden, dass Studien, die dieser Orien-

tierung entgegenlaufen könnten, erst 

gar nicht in Auftrag gegeben werden. 

Umso bedeutsamer sind Studien die zu 

anderen Ergebnissen kommen. Immer-

hin wurde eine Metastudie zitiert, die für 

die Wasserversorgung keine signifi-
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kanten Kosteneinsparungen durch 

Privatisierung belegt. Das hat die Mono-

polkommission jedoch nicht zu einer 

anderen Aussage bewegt. 

Die AöW-Geschäftsstelle hat zu dem 20. 

Hauptgutachten der Monopolkommission 

ausführlich Stellung genommen und an 

der Anhörung teilgenommen. 

SALZWASSERENTSORGUNG IM KALI- 

REVIER UND GEWÄSSERSCHUTZ 

Ende September wurde bekannt, dass 

sich das Land Hessen mit dem Rohstoff-

unternehmen K+S auf einen Vier-

Phasen-Plan zur dauerhaften Salzab-

wasser-Entsorgung im Werra-Kalirevier 

mit einem Regelungszeitraum bis 2075 

verständigt hat. Als Ziel der darin fest-

gelegten Maßnahmen und dieser 

Verständigung werden die Entlastung 

des Naturraums Werra-Weser im Sinne 

der Umwelt und des europäischen 

Wasserrechts und die Zukunftsfähigkeit 

der Arbeitsplätze und der Kali-Standorte 

in Nordhessen genannt.  

Bei genauer Betrachtung des langfristi-

gen Maßnahmenplans kamen uns jedoch 

hinsichtlich des EU-Wasserrechts und 

der Sicherung der Wasserversorgung 

ernsthafte Zweifel an der Zielerreichung.  

Wir stellten fest: Mit dem geplanten 

öffentlich-rechtlichen Vertrag drohte das 

Land Hessen gegen die Zielsetzungen 

der WRRL zu verstoßen. 
 

Nach den Eckpunkten der Vereinbarung 

sollte die Versenkung von Abwasser in 

den Untergrund bis 2021 gestattet 

bleiben. Danach würden die davon 

betroffenen Flüsse, Seen, Küstenge-

wässer und das Grundwasser bis 2015 – 

spätestens bis 2027 den guten 

Zustand nicht mehr erreichen. 
 

Erst 2032 sollte die Versenkung von 

Salzabwasser in den Untergrund beendet 

werden. Der Vertrag sollte bis 2075 

laufen, wenn die Lagerstätten ohnehin 

erschöpft wären. 

 

Die AöW hat sofort die Hessische 

Umweltministerin und auch die Umwelt-

ministerInnen der anderen betroffenen 

Länder angeschrieben und diese Pläne 

kritisiert, weil damit sowohl gegen das 

Vorsorgeprinzip als auch das Ver-

schlechterungsverbot der WRRL ver-

stoßen würde. Wir haben größte 

Bedenken gegenüber einem Vertrag 

geäußert, in dem einem Unternehmen 

(K+S) für sechzig Jahre „ein Rahmen 

gewährt würde, der sie unabhängig 

macht von politischen Konstellationen“ 

(Äußerung des K+S-Chefs in der 

Presse). Damit wären der Schutz der 

Umwelt, der Natur, der Gewässer und 

der Trinkwasserversorgung den wirt-

schaftlichen Interessen eines Unter-

nehmens geopfert worden.  

Der Vertrag konnte verhindert werden 

und nun wird die Frage der Salzab-

wasserentsorgung von den betroffenen 

Bundesländern gemeinsam behandelt.  

 

Abb.: Photocreo Bednarek – Fotolia 

AGIEREN IM POLITISCHEN RAUM  

Wir haben 8 Stellungnahmen zu Gesetz-

entwürfen bzw. EU-Richtlinien abgege-

ben und zu 4 EU-Konsultationen Ant-

worten verfasst.  

Wir nehmen an öffentlichen Ausschuss-

sitzungen und Anhörungen im Bundes-

tag teil, schreiben die Bundesregierung, 

den Bundesrat, Landesregierungen und 

die Bundestagsfraktionen an und führen 

Gespräche mit Bundestagsabgeord-

neten.  

Genauso mischen wir uns in Europa ein, 

indem wir die Ausschüsse des EU 

Parlaments, die deutschen Abgeordneten 

und die EU-Kommission anschreiben.  
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Zusätzlich sind wir Mitglied in zwei 

Verbänden (bvöd/CEEP und APE), die 

auf europäischer Ebene agieren. Wir 

erhalten darüber Informationen über alle 

Vorhaben der EU-Kommission und geben 

viele Stellungnahmen dazu ab. Das 

nimmt immer mehr Zeit in Anspruch und 

die gesamte Korrespondenz erfolgt in 

Englisch. 

Wir pflegen Kontakte zu vielen anderen 

Verbänden, Umwelt- und Bürgerinitia-

tiven, den Gewerkschaften, zu Instituten 

und zur Wissenschaft sowie zu Parteien.  

 

Wir sind Mitglied in: 

- Deutsche Vereinigung für 

Wasserwirtschaft, Abwasser und 

Abfall e. V. (DWA) 

 
 
 

- Deutscher Verein des Gas- und 

Wasserfaches e.V. (DVGW) 

 
 

- Bundesverband Öffentliche 

Dienstleistungen - Deutsche Sektion 

des CEEP e.V.( bvöD) 

 
 
 

- Verein Messe Berlin 

 

Neu seit 2014: 

 

Wir haben als vorschlagsberechtigte 

Organisation für den Deutschen 

Umweltpreis in 2014 

- das Erste Energie Plus Klärwerk 

(Grevesmühlen), 

 

- Wind für Wasser (Windkraftanlagen 

für die Entwässerung der Marschen) 

und 

 

- Geanetz Baden-Württemberg 

(Interkommunales Netzwerk für die 

Untersuchung und Sanierung von 

privaten Grundstücksent-

wässerungsanlagen)  

vorgeschlagen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

- Aqua Publica Europea (APE) 

 
 

- Forum Umwelt und Entwicklung (FUE) 
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FINANZEN  

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 2014 

 

Einnahmen (Umsatzerlöse) 2014 2013

Mitgliedsbeiträge 280.761,04    268.582,08    

Sonstige betriebl. Erträge 157,82          1.194,14       

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 557,61          499,96          

Einnahmen Summe 281.476,47            270.276,18           

Ausgaben 

Veranstaltungen 18.341,80      9.008,64       

Personalaufwand 177.907,68    173.992,29    

Abschreibungen 1.976,00       2.697,97       

Sonstige betriebliche Aufwendungen 84.399,01      82.112,31      

Ausgaben Summe 282.624,49  267.811,21  

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 1.148,02 -      2.464,97       

Jahresüberschuss 1.148,02 -      2.464,97      

 

BILANZ 2014 

Aktiva 2014 2013

A. Anlagevermögen

Entgeltlich erworbene Lizenzen 4.641,00         5.673,00        

Sachanlagen (Betriebs- u. Geschäftsausst.) 235,00           1.179,00        

B. Umlaufvermögen

Sonstige Vermögensgegenstände 2.070,34         2.070,34        

Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 109.727,86      109.421,14     

Summe 116.674,20    118.343,48   

Passiva 2014 2013

A. Eigenkapital

Gewinnvortrag 110.662,23      108.197,26     

Jahresüberschuss 1.148,02 -        2.464,97        

B. Rückstellungen 2.450,00         3.160,00        

C. Verbindlichkeiten

aus Lieferungen und Leistungen 630,00           835,00           

Sonstige Verbindlichkeiten 4.079,99         3.686,25        

Summe 116.674,20    118.343,48   
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MITGLIEDERENTWICKLUNG 
Als neue Mitglieder begrüßte die AöW im Jahr 2014:  

 Kemptener Kommunalunternehmen 

 Stadt Lörrach 

 AWA – Ammersee Wasser- und Abwasserbetriebe gKU 

 Stadt Wildberg 

 1 neues persönliches Mitglied 

 

Damit ergibt sich seit dem Jahr 2009 folgende Mitgliederentwicklung: 

MITGLIEDERENTWICKLUNG 

 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

MITGLIEDERSTAND 

jeweils 31.12. 

71 73 

 

76 74 85 89 

AöW-Mitglieder sind Einrichtungen und Unternehmen der Wasserversorgung und 

Abwasserentsorgung, die ihre Leistungen selbst oder durch verselbstständigte 

Einrichtungen erbringen und vollständig in öffentlicher Hand sind. Ebenso sind Wasser- 

und Bodenverbände sowie wasserwirtschaftliche Zweckverbände und deren 

Zusammenschlüsse in der AöW organisiert.  
 

Allein über den Deutschen Bund der verbandlichen Wasserwirtschaft (DBVW, der hier als 

1 Mitglied gerechnet ist) sind über 2000 wasserwirtschaftliche Verbände in der AöW 

vertreten. Außerdem sind Personen, die den Zweck und die Ziele der AöW unterstützen 

sowie solche Interessenverbände und Initiativen, Mitglied in der AöW. Auch in der IKT 

und der Wasserallianz Augsburg (als 2 Mitglieder gerechnet) sind über 1000 

Einzelmitglieder vereint.  
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KARTE AÖW-MITGLIEDER 2014 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Auch 2014 waren wir wieder in den unter-

schiedlichen Medien vertreten. 

AÖW-HOMEPAGE 

Unsere Homepage halten wir ständig 

aktuell. Informiert wird über unsere 

Stellungnahmen, Schreiben, Pressear-

beit und Veranstaltungen. Auch interes-

sante Veranstaltungen anderer Veran-

stalter und Aktivitäten der Netzwerk-

partner werden bekannt gemacht. Die 

Aufrufe unseres Internetauftritts 

konnten damit fast verdoppelt werden 

auf über 91.692. 

RUNDBRIEFE  

Für unsere Mitglieder und einen Kreis 

von Multiplikatoren wurden 18 Rund-

briefe zu den aktuellen wasserpoli-

tischen Entwicklungen in Deutschland 

und Europa herausgegeben. Wir 

berichten darin kurz und prägnant mit 

Links zu den jeweiligen Originaldoku-

menten. Damit erleichtern wir unseren 

Mitgliedern, das Geschehen in der 

Wasserpolitik zu verfolgen und dabei 

schnell auch auf Hintergrundmaterial 

zugreifen zu können. 

POSITIONSPAPIERE  

Zwei neue Positionspapiere wurden 

erarbeitet: Freihandelsabkommen 

u.a. EU-USA sowie zu Benchmarking 

auf EU-Ebene (Dialogue on 

Benchmarking Water Quality and 

Services). 

ZEITSCHRIFTEN UND RUNDFUNK 

Wir veröffentlichten Beiträge zu unseren 

Positionen in den Fachzeitschriften 

EUWID, ZfW, Gemeindetag und gaben 

neun Pressemitteilungen heraus, die 

auch in Online-Presseportalen einge-

stellt werden. 

Die Geschäftsführerin wurde im Januar 

im Vorfeld des Symposiums im WDR für 

einen längeren Beitrag interviewt. 

Bei 10 Veranstaltungen hielten wir 

(AöW-Geschäftsführung) Vorträge bzw. 

Reden. Dabei waren wir diesmal auf 

einem Kongress von CIRIEC in Buenos 

Aires unterwegs. 

PRÄSENZ BEI MESSEN UND 
KONGRESSEN  

Die AöW war wie in den letzten Jahren 

auf dem DWA-Gemeinschaftsstand bei 

der IFAT 2014 in München im Mai 

präsent. Viele neue Kontakte wurden 

geknüpft.  

Bei der Fachkonferenz der Bundes-

kongress der SGK (SPD) „Kommu-

nen in der Energiewende“ im März 

2014 in Bonn haben wir an Bsp. aus 

unserem Mitgliederkreis die Nutzung 

der Energiepotenziale in der Wasser-

wirtschaft vorgestellt.  
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Im Nov. 2014 waren wir mit einem 

eigenen Stand auf dem KPV Kongress-

kommunal (CDU) vertreten.  

 

Foto: Bernhardt Link Kongress-kommunal  

KINO-TOUR BOTTLED LIFE  

Der Dokumentarfilm lief auch 2014 

weiter in Programmkinos und die AöW 

ist als Hauptpartner neben „Brot für die 

Welt“ dabei vertreten. In drei Dis-

kussionsveranstaltungen im Rahmen 

der Vorführung konnten wir über die 

weltweiten Wasserprobleme informie-

ren. Damit lief der Film seit 2013 in 

über 200 Städten. Leitungswasser zu 

konsumieren, statt von weit her trans-

portiertes Flaschenwasser, wird damit 

immer stärker thematisiert. 

 

VERANSTALTUNGEN  

Unter Federführung der AöW-Geschäfts-

stelle wurde vom Koordinationskreis für 

die Europäische Bürgerinitiative am 17. 

Januar 2014 ein Symposium „Das 

Menschenrecht auf Zugang zu sau-

berem Trinkwasser und sanitärer 

Grundversorgung umsetzen“ durch-

geführt.  

 

 
 

148 TeilnehmerInnen diskutierten mit 

WissenschaftlerInnen und Politiker-

Innen. Der Botschafter von Ecuador in 

Deutschland stellte den ganzheitlichen 

Ansatz für den Umgang mit Wasser in 

der Verfassung und im Wassergesetz 

von Ecuador dar.  
http://www.aoew.de/pages/posts/symposium-
am-17.1.2014-in-berlin-das-menschenrecht-auf-
zugang-zu-sauberem-trinkwasser-und-sanitaerer-
grundversorgung-umsetzen-65.php 

 

 

Am 10. April 2014 führten wir gemein-

sam mit der KOWAMV Kooperations-

gemeinschaft Wasser und Abwasser 

Mecklenburg-Vorpommer) in Kühlungs-

born die Veranstaltung Die Öffentliche 

Wasserwirtschaft – sicher, gut und 

günstig. Auch für den Norden! 

durch.  

 

Die drei Vortragenden (Klaus Rhode, 

KOWAMV, Prof. Dr. Silke Laskowski, 

Universität Kassel, Lutz Altenwerth, 

AöW) beschäftigten sich in Ihren 

Referaten mit den Kommunalen 

http://www.aoew.de/pages/posts/symposium-am-17.1.2014-in-berlin-das-menschenrecht-auf-zugang-zu-sauberem-trinkwasser-und-sanitaerer-grundversorgung-umsetzen-65.php
http://www.aoew.de/pages/posts/symposium-am-17.1.2014-in-berlin-das-menschenrecht-auf-zugang-zu-sauberem-trinkwasser-und-sanitaerer-grundversorgung-umsetzen-65.php
http://www.aoew.de/pages/posts/symposium-am-17.1.2014-in-berlin-das-menschenrecht-auf-zugang-zu-sauberem-trinkwasser-und-sanitaerer-grundversorgung-umsetzen-65.php
http://www.aoew.de/pages/posts/symposium-am-17.1.2014-in-berlin-das-menschenrecht-auf-zugang-zu-sauberem-trinkwasser-und-sanitaerer-grundversorgung-umsetzen-65.php
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Aufgaben der Wasserwirtschaft und 

Rekommunalisierung. Anschließend 

wurden in einer Podiumsdiskussion 

weitere Aspekte vor 40 Teil-

nehmerInnen beleuchtet. 

 

Am 7. Mai 2014 führten wir in 

München unsere jährliche Veranstaltung 

zum Thema „Öffentliche Wasserwirt-

schaft und Gewässerschutz: Integ-

rierte Wasserwirtschaft oder „vierte 

Reinigungsstufe“? durch. Wir konnten 

rund 53 TeilnehmerInnen begrüßen. 

 

 
 

Es sprachen:  

 

Dr. Jochen Stemplewski, unser 

Präsident;  Dr. Helge Wendenburg, 

Leiter der Abteilung Wasserwirtschaft 

im Bundesumweltministerium.  

 

Für die anschliessende Podiumsdis-

kussion konnten wir Dr. Gesine 

Bejeuhr, Verband der forschenden 

Pharma-Unternehmen, Dr. Thomas 

Kullick, Verband der Chemischen 

Industrie, Martin Erhardsberger, 

Bayerischer Bauernverband, Dirk 

Waider für den DVGW, Prof. Dr. 

Wolfgang Firk, für die DWA und 

Godehard Hennies, von unserem 

Mitglied Deutscher Bund der 

verbandlichen Wasserwirtschaft gewin-

nen. 

 

 
 

Am 20. Mai 2014 waren wir 

Mitveranstalter beim 3. Zivilgesell-

schaftlichen Außenwirtschaftsforum 

zu TTIP – Ausverkauf öffentlicher 

Dienstleistungen? in Berlin. 80 

Personen nahmen daran teil. 

 

Am 24. September 2014 war die AöW 

Kooperationspartner der Urania Berlin, 

der Friedrich-Ebert-Stiftung, des Ver-

lags Antje Kunstmann, sowie ver.di, 

DGB und Weltfriedensdienst für die 

Buchvorstellung „Blaue Zukunft – Das 

Recht auf Wasser und wie wir es 

schützen können“ in Berlin der 

Trägerin des Alternativen Nobelpreise 

Maude Barlow aus Kanada. 70 

TeilnehmerInnen konnten wir 

begeistern.  

 

 
Foto: Johanna Erdmann, Berliner 
Wassertisch 
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PRÄSIDIUM 

 

PRÄSIDENT  
Dr. Jochen Stemplewski 
Emschergenossenschaft / 
Lippeverband 
stemplewski.jochen@eglv.de 

 

 

Eckhard Bomball  

Zweckverband Grevesmühlen  

eckhard.bomball@ 
zweckverband-gvm.de 

 

VIZEPRÄSIDENT 
Hans-Hermann Baas 

Wasserverband Peine 

hans-hermann.baas@lengede.de 

 

 

Prof. Dr. Ing. Wolfgang Firk 

Wasserverband Eifel-Rur 

firk@wver.de 

 

VIZEPRÄSIDENT 
Jürgen Bolder 

Eigenbetrieb Stadtentwässerung 

Freiburg 

ese@stadt.freiburg.de 

 

 

Albrecht Kippes  

Stadtentwässerung und 

Umweltanalytik Nürnberg 

albrecht.kippes@stadt.nuernberg.de 

 

PRÄSIDIUMSMITGLIEDER 
Lutz Altenwerth 

azv Südholstein 

lutz.altenwerth@azv.sh 

 

 

Detlef Raphael 

Deutscher Städtetag 

detlef.raphael@staedtetag.de 

 

Ernst Appel 

Stadtentwässerung Frankfurt am Main  

ernst.appel@stadt-frankfurt.de 

 

 

 

Otto Schaaf 

Stadtentwässerungsbetriebe Köln 

AöR  
otto.schaaf@steb-koeln.de 

 

 

Hans-Adolf Boie 

Deutscher Bund der verbandlichen 

Wasserwirtschaft e.V. 

evelyn.zymara@wasserverbandstag.de 

 

 

 

Prof. Dr. Lothar Scheuer 
Aggerverband 
lothar.scheuer@aggerverband.de 

mailto:lothar.scheuer@aggerverband.de
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Im Jahr 2014 wurden 

am 07. Mai eine Mitgliederversammlung und  
am 04. April, 25. August und 24. November eine Präsidiumssitzung 

durchgeführt. 
  

GESCHÄFTSSTELLE 

 

 

 

 

 

Christa Hecht  

Geschäftsführerin 

 

Tel. 030 / 397 436 19 

hecht@aoew.de 

Dr. Durmuş Ünlü 

Stellv. Geschäftsführer und 

Wiss. Mitarbeiter 

Tel. 030 / 397 436 06 

uenlue@aoew.de 

Anja Kutzsch 

Assistenz 

 

Tel. 030 / 397 436 06 

kutzsch@aoew.de 

 

  

 

ANSCHRIFT 

 

Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft 
e. V. (AöW) 

Reinhardtstr. 18a, 10117 Berlin 

Tel. 030 / 397 436 06 

Fax 030 / 397 436 83 

 

 
E-Mail info@aoew.de 

Internet: www.aoew.de 

www.allianz-wasserwirtschaft.de 

 

Erweiterung Geschäftsstelle:  

Wir werden seit März von einer 

studentischen Mitarbeiterin (Franziska 

Rother) unterstützt und seit einem Jahr 

von einem freien Mitarbeiter (Matthias 
Ladstätter). 

http://www.aoew.de/
http://www.allianz-wasserwirtschaft.de/
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